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A. Bericht der Abgeordneten Brück und Gscheidle 

I. Allgemeines 

Nachdem die Fraktionen der SPD und die Frak-
tion der FDP bereits im dritten Bundestag die struk-
turelle Überleitung der Versorgungsempfänger be-
antragt hatten — Drucksache 620 bzw. Drucksache 
727 — und die Fraktion der SPD im vierten Bundes-
tag erneut einen entsprechenden Antrag - Druck-
sache IV 145 - gestellt hat, hat die Bundesregie-
rung am 22. April 1964 mit Drucksache IV/2174 den 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung be-
amtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor-
schriften beim Deutschen Bundestag eingebracht. Der 
Bundestag hat den Entwurf in seiner 128. Sitzung 
vom 4. Juni 1964 in erster Beratung behandelt und 
ihn nach längerer Aussprache an den Ausschuß für 
Inneres federführend überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat sich in seiner Sit-
zung vom 7. Oktober 1964 mit dem Gesetzentwurf 
befaßt und eine besondere Arbeitsgruppe zur Vor-
bereitung seiner Beschlüsse gebildet. Die Arbeits-
gruppe, die aus Vertretern aller Fraktionen bestand, 
hat den Gesetzentwurf in zahlreichen Sitzungen ein-
gehend erörtert und eine Reihe von Empfehlungen 
beschlossen. Während dieser Beratungen hat der 
Ausschuß mehrfach Zwischenberichte entgegen-
genommen und grundsätzliche Richtlinien für die 
Weiterberatung gegeben. In seiner Sitzung vom 
15. Juni 1965 hat der Ausschuß für Inneres den Ge-
setzentwurf mit den dazu gefaßten Empfehlungen 
der Arbeitsgruppe abschließend beraten und in drit-
ter Lesung verabschiedet. 

Der Haushaltsausschuß wurde durch einen späte-
ren Beschluß des Deutschen Bundestages (191. Sit-
zung vom 23. Juni 1965) auf Anregung des Aus

-

schusses für Inneres gemäß § 96 GO beteiligt. Er 
wird seinen Bericht gesondert vorlegen. 

II. Grundsätzliches 

Der Ausschuß für Inneres hat die Regierungsvor-
lage zur Grundlage seiner Beschlüsse genommen. Er 
ist jedoch in einigen grundsätzlichen Punkten von 
der Regierungsvorlage abgewichen, und zwar 

a) hinsichtlich der Regelung des Zusammentreffens 
von Beamtenversorgung und Renten, 

b) bei der Ruhensregelung hinsichtlich der Einkom
- men  aus einer Verwendung bei Kapitalgesell-

schaften. 

Der Ausschuß hat bei der Frage der Regelung des 
Zusammentreffens von Beamtenversorgung mit Ren-
ten grundsätzlich die Regelung im Wege einer 
Ruhensvorschrift gebilligt, jedoch hinsichtlich des ZU 

erfassenden Personenkreises der Regierungsvorlage 
nicht zugestimmt. Er hat beschlossen, die im Regie-
rungsentwurf vorgesehene Ruhensregelung nur auf 
zukünftige Beamte anzuwenden, d. h. auf Beamte, 
deren Beamtenverhältnis, aus dem sie in den Ruhe-
stand treten, nach dem Inkrafttreten des Änderungs-
gesetzes begründet wird. Für vorhandene Beamte 
und Versorgungsempfänger soll es entgegen der 
Regierungsvorlage beim bisherigen Rechtszustand 
verbleiben. Obwohl der Ausschuß in seiner Mehr-
heit die bestehende Doppelversorgung bei den vor-
handenen Versorgungsempfängern beamtenpolitisch 
und sozialpolitisch für unerwünscht ansah, wollte 
er nicht in bestehende Rechtsverhältnisse, wie sie 
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sich nach dem geltenden Recht entwickelt haben, 
ändernd eingreifen. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß eine Verbesse-
rung der Versorgung der sogenannten nachgeheira-
teten Witwen twen von Ruhestandsbeamten beschlessen 
und schließlich in die Kriegsunfallversorgung durch 
eine Kann-Vorschrift in eng begrenztem Rahmen 
auch Unfälle im Gewahrsam einer ausländischen 
Macht einbezogen, soweit eine Parallele mit der 
Kriegsgefangenschaft gezogen werden konnte. Eine 
allgemeine Überprüfung des Versorgungsrechts hat 
der Ausschuß nicht vornehmen können. Er war nicht 
nur zeitlich, sondern auch durch die Verringerung 
des Finanzvolumens gebunden. Der Wegfall der in 
der Regierungsvorlage enthaltenen Einsparungen 
durch die vorerwähnte Beschränkung der Regelung 
des Zusammentreffens von Beamtenversorgung und 
Renten auf zukünftige Beamte mußte berücksichtigt 
werden. So konnten auch anstehende Einzelfragen 
nicht behandelt werden. 

In der Frage einer strukturellen Überleitung der 
Versorgungsempfänger ist der Ausschuß der Kon-
zeption des Regierungsentwurfs grundsätzlich ge-
folgt. Künftig soll bei strukturellen Besoldungsver-
besserungen jeweils im Besoldungsänderungsgesetz 
bestimmt werden, ob und inwieweit die Versor-
gungsempfänger zu beteiligen sind. In diesem Zu-
sammenhang hat der Ausschuß es als notwendig 
angesehen, die Versorgungsempfänger auch an den 
Besoldungsverbesserungen des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungs-
rechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 1963 teil-
nehmen zu lassen, soweit die Zuordnung eines Am-
tes zu einer höheren Besoldungsgruppe nicht auf 
einer Änderung des Amtsinhalts beruht. Ferner hat 
er zugunsten der 1957 pauschal übergeleiteten Ver-
sorgungsempfänger (§ 48 b BesG) eine 3% ige Er-
höhung der Grundgehälter, die den Versorgungs-
bezügen zugrunde liegen, und einige weitere Ver-
besserungen gegenüber dem Regierungsentwurf be-
schlossen. 

Soweit sich die Empfehlungen des Bundesrates 
auf das materielle Recht beziehen und nicht durch 
die  Beschränkung der Regelung der Gesamtversor-
gung nur auf zukünftige Beamte  ihre Erledigung 
gefunden haben, hat der Ausschuß sie berücksich-
tigt. 

III. Erläuterungen zu den Ausschußbeschlüssen 

Ergänzend zu den allgemeinen Ausführungen 
wird im einzelnen bemerkt: 

Zu Artikel I 

Zu Nummer 1 b 

Die Änderung des § 106 BBG steht im Zusammen-
hang mit der Regelung des Zusammentreffens von 
Beamtenversorgung und Renten. Sie soll sicherstel-
len, daß die durch § 115 Abs. 3 BBG erfolgte Ein

-

schränkung der Anrechnung als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit sich nicht auf die 10jährige Wartezeit 
auswirkt. 

Zu Nummer 2 

Der Ausschuß hat die Änderung des § 108 Abs. 2 
BBG entgegen anderen Überlegungen ausdrücklich 
gebilligt. Durch diese Änderung erhält der Beamte 
bei vorzeitigem Eintritt in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit statt der erreichten Dienstalters-
stufe seiner Besoldungsgruppe nunmehr diejenige 
Dienstaltersstufe, die er bis zu seiner Altersgrenze 
hätte erreichen können. Der Ausschuß billigte damit 
insbesondere die soziale Zielsetzung dieser Rege-
lung und erfüllte damit zugleich die in der Regie-
rungsvorlage zur Begründung dieser Änderung ge-
nannten beamtenpolitisch wichtigen Anliegen. 

Zu Nummer 3 

Als Folge des Beschlusses zu Nummer 22, die 
Vorschrift des § 160 a BBG über die Regelung der 
Gesamtversorgung auf vorhandene Versorgungs-
empfänger und vorhandene Beamte nicht anzuwen-
den, mußte fur diesen Personenkreis die bisherige, 
die Rentenanrechnung beinhaltende Vorschrift des 
§ 11 Abs. 3 bestehen bleiben. Da andererseits für die 
zukünftigen Beamten die Rentenanrechnungsvor-
schriften durch die Ruhensregelung des § 160 a ab-
gelöst wird (vgl. Beschluß zu Nr. 22), mußte die An-
wendung der bisherigen Rentenanrechnung in § 11 
Abs. 3 für diesen Personenkreis ausgeschlossen 
werden; dies ist durch die Einfügung eines Satzes 2 
in § 11 Abs. 3 geschehen. Gleichzeitig erfolgt durch 
den neuen Satz 2 des § 111 Abs. 3 eine begriffliche 
Umschreibung bestimmter Fälle des „zukünftigen 
Beamten". 

Der Ausschuß ging bei der Frage des in § 111 
Abs. 3 Satz 2 enthaltenen Termins davon aus, dab 
fair die zeitliche Frage der Begründung des Beamten-
verhältnisses der Tag vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes am zweckmäßigsten sei. 

Zu Nummern 6 a, 6 b 

Während bisher in den Fällen der sogenannten 
„nachgeheirateten Witwe" nach § 125 Abs. 1 BBG 
ein dem Ermessen der Bewilligungsbehörde über-
lassener Unterhaltsbeitrag gewährt werden konnte, 
hat sich der Ausschuß für die Zubilligung eines 
eingeschränkten Versorgungsanspruchs entschieden, 
um den Ruhestandsbeamten die Unsicherheit über 
die Versorgung seiner nachgeheirateten Ehefrau zu 
nehmen. 

Als Folge der Änderung des § 125 Abs. 1 BBG 
sind auch die Einschränkungen des § 126 Abs. 2 BBG 
gemildert worden. 

Zu Nummer 17 

Die Änderung des § 152 BBG gegenüber der Re-
gierungsvorlage ist eine Folge des Beschlusses zu 
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Nummer 22. Die Regelung des Zusammentreffens 
von Abfindung und Renten soll nur zukünftige Be-
amtinnen erfassen. 

Zu Nummer 20 Buchstabe c 

Durch die Neufassung des § 158 Abs. 5 Satz 2 
entfällt die Gleichstellung einer Beschäftigung bei 
Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmun-
gen, deren gesamtes Kapital sich in öffentlicher 
Hand befindet, mit der Verwendung im öffentlichen 
Dienst. Der Ausschuß hielt die Anwendung der 
Ruhensvorschriften in diesen Fällen nicht mehr für 
gerechtfertigt. 

Zu Nummer 22 

Die Änderung des § 160 a Abs. i BBG stellt sicher, 
daß die Ruhensregelung nur zukünftige Beamte er-
faßt. 

Der Ausschuß hat die Regelung in § 160 a Abs. 4 
BBG gebilligt, die die Rentenanteile aus der frei-
willigen Weiterversicherung und aus der Höherver-
sicherung ausdrücklich von der Ruhensregelung 
ausschließt. Damit ist auch für die Zukunft der aus 
einer solchen Versicherung erwachsende wirtschaft-
liche Vorteil sichergestellt. Darüber hinaus hat er 
die Vorschrift dahin erweitert, daß der Rentenan-
teil aus freiwilliger Versicherung nach einer Wert-
formel ermittelt wird, wenn sich die Rente nach 
Werteinheiten errechnet. Eine Wertformel ließ sich 
erst erstellen, nachdem durch das Gesetz zur Besei-
tigung von Härten in den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen für Rentenfälle nach dem 31. Dezember 
1965 auch für beitragslose Versicherungszeiten 
Werteinheiten festgesetzt werden. 

Zu Nummer 27 a 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß in die 
Regelung der Kriegsunfallversorgung auch die Un-
fälle einzubeziehen sind, die von Beamten in einem 
mit der Kriegsgefangenschaft vergleichbaren Ge-
wahrsam einer ausländischen Macht erlitten wur-
den, in den sie aus Anlaß des ersten oder zweiten 
Weltkrieges wegen ihres Beamtendienstes geraten 
waren. Diese Regelung war hinsichtlich des zweiten 
Weltkrieges jedoch auf Gewahrsamsfälle außerhalb 
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes zu beschrän-
ken. 

Zu Artikel II 

Zu Nummer 4 

Die dem § 79 a des Soldatenversorgungsgesetzes 
entlehnte Regelung soll zur Behebung der  personal-
wirtschaftlichen Schwierigkeiten im öffentlichen 
Dienst beitragen. Es soll damit den Polizeivollzugs-
beamten auf Widerruf, die aus dem Bundesgrenz-
schutz ausscheiden und einen neuen Beruf ergrei-
fen müssen, ein Anreiz gegeben werden, eine Tä-
tigkeit im öffentlichen Dienst aufzunehmen. 

Zu Artikel III 

Zu Nummer 1 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Ände-
rung entfällt auf Grund der Neufassung des § 4 b 
G 131 durch das Vierte Änderungsgesetz zum G 131, 
das gleichzeitig mit diesem Gesetz in Kraft treten 
soll. 

Zu Nummern 5, 9 

Die Änderungen entfallen, nachdem die Regelung 
des § 160 a BBG nur zukünftige Beamte erfaßt. 

Zu Artikel V 

Die Streichung der im Regierungsentwurf vorge-
sehenen Änderung ist Folge des Beschlusses, daß 
die Regelung des Zusammentreffens von Beamten-
versorgung und Renten nur zukünftige Beamte er-
faßt. 

Zu Artikel VI a 

Der vom Auschuß neu eingefügte Artikel VI a 
bezweckt eine volle Überleitung der Versorgungs-
empfänger des Bundes im Saarland in das BBesG, 
soweit ihre Versorgungsbezüge nach Grundgehäl-
tern des Saarländischen Besoldungsgesetzes oder 
der Vierten Angleichungsverordnung des Bundes 
vom 9. September 1958 berechnet sind. Durch die 
Gewährung einer Ausgleichszulage in den Fällen, 
in denen sich nach der Überleitung ein niedrigeres 
Grundgehalt als nach bisherigen Recht ergeben 
sollte, wird der Besitzstand gewahrt. 

Zu Artikel VI b 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen des 
BBesG enthalten in Nummer 1 eine Anpassung der 
Begriffsbestimmung des öffentlichen Dienstes bei 
der Konkurrenzregelung für den Kinderzuschlag in 
§ 19 Abs. 3 Satz 2 BBesG an die Neufassung des 
§ 158 Abs. 5 Satz 2 BBG (vgl. Artikel I Nr. 20 des 
Gesetzentwurfs), so daß beide Vorschriften wie bis-
her einander entsprechen. Durch Nummer 2 wird 
eine Verbesserung des Besoldungsdienstalters der 
Beamten ermöglicht, die am 8. Mai 1945 Beamte auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst waren. Nummer 3 
sieht aus Anpassungsgründen eine nachträgliche 
Höherstufung der im BBesG in künftig wegfallen-
den Ämtern ausgewiesenen Postkraftwagenführer, 
Bundesbahnbetriebsinspektoren und Technischen 
Bundesbahnbetriebsinspektoren um jeweils eine Be-
soldungsgruppe vor; die Regelung ist so getroffen, 
daß an dieser Anhebung — entsprechend den son-
stigen Vorschriften — die unter § 48 a fallenden 
Versorgungsempfänger sowie diejenigen, bei denen 
der Versorgungsfall bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingetreten ist, teilnehmen. 
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Zu Artikel VI c 

Aus den in Abschnitt II. Grundsätzliches, Absatz 4 
dargelegten Gründen sollen die Besoldungsverbes-
serungen des 2. BBÄndG vom 18. Dezember 1963, 
die nicht auf einer Änderung des Amtsinhalts be-
ruhen, auch den unter § 48 a BBesG fallenden Ver-
sorgungsempfängern zugute kommen; dies gilt auch 
für die Versorgungsempfänger, bei denen der Ver-
sorgungsfall bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1963 eingetreten ist. 

Zu Artikel VII 

Zu § 5 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß den unter 
§ 48 b BBesG fallenden (pauschal übergeleiteten) 
Versorgungsempfängern ein gewisser Ausgleich da-
für gewährt werden soll, daß sie nach Artikel VII 
an den strukturellen Besoldungsverbesserungen 
nicht beteiligt werden können. Das gelte insbeson-
dere auch für die Gewerbelehrer, deren Einbezie-
hung in die strukturelle Überleitung wegen ihrer 
Verschiedenartigkeit hinsichtlich Ausbildung, Amts-
inhalt und Funktionen und wegen der Auswirkun-
gen auf gleichartige Personenkreise ein nicht bzw. 
kaum zu lösendes Problem darstelle. Die für diese 
Fälle vorgesehene Erhöhung der den Versorgungs-
bezügen zugrunde liegenden Grundgehälter um 3 % ) 

 entspricht der Regelung des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

Zu § 6 

Im Zusammenhang mit der vollen Überleitung 
der Versorgungsempfänger des Bundes im Saarland 
in das BBesG sichert der eingefügte § 6 auch diesen 
Versorgungsempfängern die Teilnahme an den 
strukturellen Besoldungsverbesserungen. Hierbei 
müssen aber Ausgleichszulagen, die sich aus der 
Überleitung in das BBesG nach § 5 a Abs. 5 des 
Einführungsgesetzes i. d. F. des Artikels VI a des 
vorliegenden Gesetzes ergeben, um die Gewinne 
aus einer strukturellen Anhebung vermindert wer-
den. 

Zu Artikel VIII 

Die Empfehlungen des Bundesrates haben sich da-
durch erledigt, daß die im Regierungsentwurf vor-
gesehene Regelung des § 160 a BBG nach dem Be-
schluß zu Artikel I Nr. 22 nur zukünftige Beamte 
erfaßt. Aus dem gleichen Grunde entfällt die Rege-
lung der Nummer 2. 

Die Besitzstandsklausel der Nummer 3 mußte als 
allgemeine Übergangsregelung beibehalten werden 
und wurde noch hinsichtlich der Beamten des Saar-
landes ergänzt. 

Mit der Streichung der Nummer 4 folgt der Aus-
schuß der Empfehlung des Bundesrates. 

Zu Artikel IX 

Zu § 1 

Der Ausschuß hat den Empfehlungen des Bundes-
rates zu Nummern 2 a, 2 b, 2 c, 7 a, 10, denen auch 
die Bundesregierung zugestimmt hat, entsprochen. 
Die übrigen Änderungen ergeben sich — mit Aus-
nahme der nachstehend erörterten Änderung des 
§ 127 BRRG — aus den Beschlüssen zu Artikel I. 

Die in Nummer 12 vorgesehene Änderung des 
§ 127 BRRG soll eine Entlastung des Bundesverwal-
tungsgerichts von Klagen aus dem Beamtenverhält-
nis bringen. Die neu gefaßte Vorschrift schränkt die 
bisherige, in § 127 Abs. 1 enthaltene Regelung ein, 
wonach die Revision gegen das Urteil eines Ober-
verwaltungsgerichts in Beamtensachen stets zuzu-
lassen ist. Künftig soll auch hier grundsätzlich die 
allgemeine Regelung des § 132 VwGO gelten, nach 
der die Revision nur zugelassen werden darf, wenn 
die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, eine 
Divergenz mit einer Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts vorliegt oder das Verfahren auf 
einem wesentlichen Mangel beruht. Darüber hinaus 
soll aber in Beamtensachen die Revision auch dann 
zulässig sein, wenn das angefochtene Urteil von 
einer Entscheidung eines anderen Oberverwaltungs-
gerichts abweicht; damit wird den Bedürfnissen je-
ner Verwaltungen Rechnung getragen, deren Ge-
schäftsbereich sich über mehrere OVG-Bezirke er-
streckt. Auch in dieser eingeschränkten Form wird 
die Revision ihren Zweck erfüllen, die Rechtsein-
heit auf dem Gebiet des Beamtenrechts in grund-
sätzlichen Fragen zu sichern. Der Ausschuß hat den 
Wunsch, daß die der bisherigen Rechtslage entspre-
chende Revisionsregelung im Richtergesetz nach 
einiger Zeit überprüft wird. 

Der bisherige § 127 Abs. 2 BRRG wird in Num-
mer 2 der Neufassung inhaltlich unverändert bei-
behalten. 

Der Ausschuß hat davon abgesehen, die Vor-
schriften über die Revision im Versetzung- und Prü-
fungsverfahren nach dem Deutschen Richtergesetz 
— § 80 Abs. 2 DRiG bestimmt wie der bisherige 
§ 127 Abs. 1 BRRG, daß insoweit die Revision stets 
zuzulassen ist — einer abschließenden Prüfung zu 
unterziehen. Er gibt der Erwartung Ausdruck, daß 
sich die Bundesregierung, sobald genügend Erfah-
rungen mit der erst seit 1962 geltenden Regelung 
vorliegen, auch mit dieser Frage befassen und prü-
fen wird, ob eine Angleichung dieser Regelung an 
die allgemein geltenden Revisionsregelungen erfol-
gen soll. 

Zu § 2 

Nachdem die Regelung des Zusammentreffens von 
Beamtenversorgung und Renten zu Artikel I Nr. 22 
und Artikel IX § 1 Nr. 5 nur zukünftige Beamte er-
faßt, war eine unmittelbare Geltung der Rahmen-
vorschriften im Landesbereich nicht mehr geboten, 
so daß Nummer 1 Satz 2 und die Übergangsregelun-
gen in Nummern 2 und 3 entbehrlich wurden. Durch 
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die Streichung dieser Vorschriften haben sich auch 
die Bedenken und Empfehlungen des Bundesrates 
erledigt. 

Nummer 4 enthält die infolge der Änderung des 
§ 127 BRRG (vgl. § 1 Nr. 12) erforderliche Über-
gangsvorschrift.. 

Zu den Anlagen A und B 

In den Anlagen A und B sind die ruhegehaltfähi-
gen Zulagen entsprechend der am 1. Oktober 1964 
in Kraft getretenen 8 %igen linearen Erhöhung der 
Grundgehälter erhöht worden. Ferner sind in die 
Anlage A aus Gründen eines angemessenen Aus-
gleichs drei weitere Dienstgrade aufgenommen wor-
den. Außerdem hat der Ausschuß folgende Ände-
rungen der Anlage B beschlossen: 

a) Die Lehrer an Hilfsschulen werden, wie es bis 
zum Jahre 1940 der Fall war, besoldungsrecht-
lich wieder den Lehrern an Mittelschulen gleich-
gestellt. 

b) In Anlehnung an die Regelungen mehrerer Län-
der wird die 10% ige Kürzung der Grundgehälter 
der weiblichen Lehrkräfte beseitigt; vielfach 
haben diese in der Kriegs- und Nachkriegszeit 
in gleichem Umfange wie die männlichen Lehr-
kräfte unterrichtet. 

c) Soweit Alleinige und Erste Lehrer an Volks-
schulen eine unwiderrufliche ruhegehaltfähige 
Stellenzulage erhalten haben, wird dies durch 
Zugrundelegung einer ruhegehaltfähigen Zulage 
von 54 DM monatlich auch bei der strukturellen 

Überleitung der Versorgungsempfänger weiter 
berücksichtigt. 

Bonn, den 16. Juni 1965 

Brück Gscheidle 

Berichterstatter 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2174 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der SPD betr. Anpas-
sung der Versorgungsbezüge an die strukturel-
len Änderungen des Besoldungsgesetzes — 
Drucksache IV/145 — für erledigt zu erklären, 

3. die hierzu eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 16. Juni 1965 

Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 

Brück Gscheidle 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Dritten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und 

besoldungsrechtlicher Vorschriften 

- Drucksache IV/ 2174 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 

(6. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und 

besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel I 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 1961 (Bundesgesetz-
blatt I S. 1801), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol-
dungsrechtlicher Vorschriften vom 18. Dezember 
1963 (Bundesgesetzbl. 1 S. 901), wird wie folgt geän-
dert und ergänzt: 

1. In § 49 Satz 1 wird nach dem Wort „Versor
-

gung" folgender Satzteil angefügt: 

„ , soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist." 

2. § 108 wird wie folgt geändert: 

 
a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Ist der Beamte wegen Dienstunfähig-
keit in den Ruhestand getreten, so ist das 
Grundgehalt der nach Absatz 1 Nr. 1 maß-
gebenden Besoldungsgruppe nach der Dienst- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

 

Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und 

besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel I 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Oktober 1961 (Bundesgesetz-
blatt I S. 1801), zuletzt geändert durch § 12 des Ge-
setzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah-
res vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 640), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 

la. In § 83 Abs. 4 Satz 1 werden in dem Klammer

-

zusatz die Worte „Buchstabe b" gestrichen. 

lb. In § 106 Abs. 2 Satz 2 wird der Punkt am Satz

-

ende durch einen Strichpunkt ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefügt: 

„die Einschränkung des § 115 Abs. 3 gilt nicht." 

2. unverändert 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 	Drucksache  IV/3632  

Entwurf 

altersstufe zugrunde zu legen, die er bis zum 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand we-
gen Erreichens der Altersgrenze hätte errei-
chen können." 

3. § 111 Abs. 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird Ab-
satz 3. 

4. In § 113 Abs. 2 werden die Worte „und 3" ge-
strichen. 

5. § 115 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zeiten eines Beschäftigungsverhältnisses 
nach Absatz 1 dürfen nur zur Hälfte als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt werden, soweit der 
öffentlich-rechtliche Dienstherr auf Grund des 
Beschäftigungsverhältnisses Zuschüsse zu einer 
Lebensversicherung geleistet hat." 

6. In § 124 a Abs. 2 werden nach den Worten 
„Abs. 1 Nr. 2" die Worte „und § 160 a" einge-
fügt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. Dem § 111 Abs. 3 wird folgender Satz 2 ange

-

fügt: 

„Dies gilt nicht für Beamte, die aus einem Be-
amtenverhältnis in den Ruhestand treten, das 
nach dem 30. September 1965 begründet worden 
ist; wird ein früheres Beamtenverhältnis durch 
erneute Berufung in das Beamtenverhältnis fort-
gesetzt, so daß der Ruhestand endet,. so gilt die 
erneute Berufung nicht als Begründung eines 
Beamtenverhältnisses." 

Nummer 4 entfällt 

5. § 115 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 2 werden die Worte „gilt § 111 

Abs. 3 entsprechend." durch die Worte „gilt 
§ 111 Abs. 3 Satz 1 entsprechend. § 111 Abs. 3 
Satz 2 findet entsprechende Anwendung." er-
setzt. 

b) Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Ist das Beamtenverhältnis nach dem 
30. September 1965 begründet worden (§ 111 
Abs. 3 Satz 2), so dürfen Zeiten eines Be-
schäftigungsverhältnisses nach Absatz 1, so-
weit der öffentlich-rechtliche Dienstherr wäh-
rend dieser Zeiten auf Grund dieses Beschäf-
tigungsverhältnissses Zuschüsse zu einer Le-
bensversicherung geleistet hat, nur zur Hälfte 
als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

6. unverändert 

6a. § 125 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

 
„(1) In den Fällen des § 123 Abs. 1 Satz 2 

Nr. 2 und 3 ist, sofern die besonderen Umstände 
des Falles keine volle oder teilweise Versagung 
rechtfertigen, ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Witwengeldes zu gewähren. Einkünfte der 
Witwe sind in angemessenem Umfang anzu-
rechnen." 

6b. § 126 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 
„(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder 

eines verstorbenen Ruhestandsbeamten, wenn 
sie erst nach dem Eintritt in den Ruhestand und 
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7. In § 134 Abs. 2 Nr. 4 wird der Klammerzusatz 
„(§§ 140 bis 143)" durch den Klammerzusatz 
„(§§ 140 bis 142)" ersetzt. 

8. In § 138 Abs. 2 wird der Klammerzusatz 
„(§ 141)" gestrichen. 

9. § 139 Abs. 5 wird gestrichen. 
 

10. § 141 wird gestrichen. 
 

11. § 142 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird der Nebensatz „der nach 

§§ 30, 31 oder 32 entlassen ist" durch den 
Nebensatz „dessen Beamtenverhältnis nicht 
durch Eintritt in den Ruhestand geendet hat" 
ersetzt. 

b) Absatz 4 wird gestrichen; die bisherigen Ab-
sätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. In 
Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „Absatz 5" 
durch die Worte „Absatz 4" ersetzt. 

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
stimmen sich nach § 108 Abs. 1." 

12. § 143 wird gestrichen. 
 

13. In § 144 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird der Klammer

-

zusatz „(§§  140, 141, 141 a) " durch den Klammer-
zusatz „(§§ 140, 141 a)" ersetzt. 

14. § 147 wird gestrichen. 
 

15. In § 148 wird der Klammerzusatz „(§§ 144 bis 
147)" durch den Klammerzusatz „(§§ 144 bis 
146)" ersetzt. 

16. § 149 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 
 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

nach Vollendung des fünfundsechzigsten Lebens-
jahres des Ruhestandsbeamten für ehelich er-
klärt oder an Kindes Statt angenommen worden 
sind. Es kann ihnen jedoch ein Unterhaltsbeitrag 
bis zur Höhe des Waisengeldes bewilligt wer-
den." 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 

15. unverändert 

16. unverändert 
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17. § 152 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „ab-
gegolten ist" durch folgende Worte ersetzt: 
„oder durch Nachentrichtung von Beiträgen 
zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
abgegolten ist, die Zeit als Angestellte oder 
Arbeiterin jedoch nur bis zu fünf Jahren." 

b) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Unfallfürsorge (§ 142) ist zu gewähren." 

18. In § 155 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „142, 
143, 145 bis 147" durch die Worte „142, 145, 146" 
ersetzt. 

19. In § 156 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz 
„(§ 108 Nr. 2)" durch den Klammerzusatz „(§ 103 
Abs. 1 Nr. 2)" ersetzt. 

20. § 158 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Als Höchstgrenze gelten. 

1. für Ruhestandsbeamte bis zum 
Ende des Monats, in dem sie das 
fünfundsechzigste Lebensjahr voll-
enden, 

die für denselben Zeitraum 
bemessenen ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe 
der Besoldungsgruppe, aus der 
sich das Ruhegehalt berechnet, 

2. für Ruhestandsbeamte vom Ersten 
des auf die Vollendung ihres 
fünfundsechzigsten Lebensjahres 
folgenden Monats an und für 
Witwen 

der Betrag nach Nummer 1, er-
höht um sechzig vom Hundert 
des Betrages des Gesamteinkom-
mens aus der Versorgung und 
der Verwendung im öffentlichen 
Dienst, der diese Höchstgrenze 
übersteigt, 

3. für Waisen 

vierzig vom Hundert des Betrages 
nach Nummer 1, erhöht um sech-
zig vom Hundert des Betrages des 
Gesamteinkommens aus der Ver-
sorgung und der Verwendung im 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

17. § 152 wird wie folgt geändert: 

 
a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 3 ange-

fügt: 

„Für eine Beamtin, die aus einem Beamten-
verhältnis entlassen wird, das nach dem 
30. September 1965 begründet worden ist 
(§ 111 Abs. 3 Satz 2), gilt außerdem nicht als 
Dienstzeit im Sinne des Satzes 1: 

1. die Zeit, die durch Nachentrichtung von 
Beiträgen zu den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen abgegolten ist, 

2. die Zeit als Angestellte oder Arbeiterin, 
soweit sie fünf Jahre übersteigt." 

b) unverändert 

18. unverändert 

19 unverändert 

20. § 158 wird wie folgt geändert: 

 
a) unverändert 
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öffentlichen Dienst, der diese 
Höchstgrenze übersteigt." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Als Höchstgrenze nach Absatz 2 Nr. 1 
gilt mindestens ein Betrag in Höhe des Ein-
einviertelfachen der jeweils ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezüge aus der Endstufe der Be-
soldungsgruppe A 1 Absatz 3 Satz 1 gilt ent-
sprechend. Bei der Ruhensberechnung für 
einen früheren Beamten mit Dienstbezügen 
oder Unterhaltszuschuß, der Anspruch auf 
Versorgung nach § 142 hat, ist mindestens 
ein Betrag als Versorgung zu belassen, der 
unter Berücksichtigung seiner Minderung der 
Erwerbsfähigkeit infolge des Dienstunfalles 
dem Unfallausgleich entspricht." 

21. § 160 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte (Absatz 1 
Nr. 1) 

das Ruhegehalt, das sich unter 
Zugrundelegung der gesamten 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und 
der ruhegehaltfähigen Dienstbe-
züge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das 
frühere Ruhegehalt berechnet, er-
gibt, 

2. für Witwen und Waisen (Ab-
satz 1 Nr. 2) 

das Witwen- oder Waisengeld, 
das sich aus dem Ruhegehalt nach 
Nummer 1 ergibt, 

3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 

fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das dem Wit-
wengeld zugrunde liegende Ruhe-
gehalt bemißt." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) unverändert 

c) Absatz 5 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Verwendung im öffentlichen Dienst 
steht die Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat-
lichen Einrichtung gleich, an der eine Körper-
schaft oder ein Verband im Sinne des Satzes 1 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zu-
schüssen oder in anderer Weise beteiligt 
ist." 

21. § 160 wird wie folgt geändert: 

 
0a) In Absatz 1 werden die Worte „oder aus 

einer ihr gleichstehenden Beschäftigung 
(§ 158 Abs. 5 Satz 2 Buchstabe a)" gestrichen. 

a) unverändert 
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b) Als Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) § 158 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

22. Nach § 160 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 160a 

(1) Erhält ein Versorgungsempfänger Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 
aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie-
benenversorgung für Angehörige des öffent-
lichen Dienstes, so sind neben den Renten die 
Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der 
in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zah-
len. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte 

der Betrag, der sich als Ruhegehalt 
zuzüglich Kinderzuschlägen ergeben 
würde, wenn der Berechnung zu-
grunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienst-
bezügen 

die Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt be-
rechnet, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

die Zeit vom vollendeten siebzehn-
ten Lebensjahr bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles zuzüglich der 
Zeiten, um die sich die ruhegehalt-
fähige Dienstzeit erhöht, und der 
bei der Rente berücksichtigten Zei-
ten einer rentenversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung oder Tä-
tigkeit nach Eintritt des Versor-
gungsfalles, 

2. für Witwen 

der Betrag, der sich als Witwengeld 
ohne Kinderzuschläge, 
für Waisen 

der Betrag, der sich als Waisengeld 
zuzüglich Kinderzuschlag 
aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 
ergeben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel-
ten nicht 

1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 
Nr. 1) 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) unverändert 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. In 
Satz 1 werden in dem Klammerzusatz die 
Worte „Buchstabe b" gestrichen. 

22. Nach § 160 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

 
„§ 160 a 

(1) Endet ein Beamtenverhältnis, das nach 
dem 30. September 1965 begründet worden ist 
(§ 111 Abs. 3 Satz 2), durch Eintritt in den Ruhe-
stand oder durch Tod, so sind, wenn der Ruhe-
standsbeamte oder die Witwe und Waisen 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen oder aus einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes erhalten, neben den Ren-
ten die Versorgungsbezüge nur bis zum Er-
reichen der in Absatz 2 bezeichneten Höchst-
grenze zu zahlen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 
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die Hinterbliebenenrenten aus einer 
Beschäftigung oder Tätigkeit des Ehe-
gatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 
Nr. 2) 

Renten auf Grund einer eigenen Be-
schäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Ab-
satz 1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs-
jahre auf Grund freiwilliger Weiter-
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde-
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) § 158 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende Geldlei-
stungen gleich, die von einem deutschen Ver-
sicherungsträger außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes oder die von einem nichtdeut-
schen Versicherungsträger nach einem für die 
Bundesrepublik Deutschland wirksamen zwi-
schenstaatlichen Abkommen gewährt werden." 

23. In § 164 Abs. 3 werden die Worte „Versorgungs-
anspruch oder Unterhaltsanspruch" durch die 
Worte „Versorgungs-, Unterhalts- oder Renten-
anspruch" ersetzt. 

24. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

 
„3. den Bezug eines Einkommens (§ 158), einer 

Versorgung (§ 160) oder einer Rente 
(§ 160 a), die Witwe und Waise auch die 
Verheiratung (§ 164 Abs. i Nr. 1), die Wit-
we auch Ansprüche nach § 164 Abs. 3 Satz 1 
zweiter Halbsatz,". 

25. In § 166 werden in Nummer 1 „ , 143" und in 
Nummer 2 „ , 147" gestrichen; in Nummer 6 
werden die Worte „§§ 158 und 160" durch die 
Worte „§§ 158, 160 und 160 a" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Ab-
satz 1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs-
jahre auf Grund freiwilliger Weiter-
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
oder, wenn sich die Rente nach Wert-
einheiten berechnet, dem Verhältnis 
der Werteinheiten für freiwillige Bei-
träge zu der Summe der Werteinheiten 
für freiwillige Beiträge, Pflichtbeiträge, 
Ersatzzeiten und Ausfallzeiten ent-
spricht, 

2. unverändert 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde-
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 

25. unverändert 
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26. § 180 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 

„87, 87 a," die Worte „108 Abs. 2, §§" ein-
gefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 werden die Worte 
„§§ 129" durch die Worte „§ 108 Abs. 2, 
§§ 129" ersetzt. 

c) In Absatz 4 werden die Worte „143, 146, 
147," durch die Worte „146," ersetzt. 

27. In § 181 a Abs. 4 werden die Worte „§§ 142, 
143, für seine Hinterbliebenen §§ 146, 147" 
durch die Worte „§ 142, für seine Hinterblie-
benen § 146" ersetzt. 

28. § 182 wird gestrichen; Versorgungsansprüche 
bleiben dem Grunde nach gewahrt. 

Artikel II 

Das Bundespolizeibeamtengesetz vom 19. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 569) in der Fassung des Arti-
kels III des Gesetzes zur Änderung beamtenrecht-
licher und besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 
21. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1361) wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 17 Abs. 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„An die Stelle der Höchstgrenzen in § 158 Abs. 2, 
§ 160 Abs. 2 und § 160 a Abs. 2 des Bundes-
beamtengesetzes treten die Dienstbezüge, aus 
denen die Übergangsgebührnisse berechnet sind, 
in den Fällen des § 158 Abs. 2 des Bundes-
beamtengesetzes jedoch unter Zugrundelegung 
des Grundgehalts aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe und in den Fällen des § 160 a 
Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes zuzüglich der 
Kinderzuschläge." 

2. In § 19 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „§§ 107 
bis 119" durch die Worte „§§ 107, 108 Abs. 1, 
§§ 109 bis 119" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

26. unverändert 

27. unverändert 

27a. Dem § 181 b wird folgender Absatz 3 angefügt: 
 

„(3) Die Absätze 1 und 2 können entspre-
chend auch auf einen Beamten angewendet wer-
den, der aus Anlaß des ersten oder zweiten 
Weltkrieges in ursächlichem Zusammenhang mit 
Kriegsereignissen wegen des Beamtendienstes 
in Gewahrsam einer ausländischen Macht ge-
raten ist und sich im Falle des zweiten Welt-
krieges außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes in Gewahrsam befunden hat." 

Nummer 28 entfällt 

Artikel II 

Das Bundespolizeibeamtengesetz vom 19. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 569), zuletzt geändert durch 
§ 22 des Bundesumzugskostengesetzes vom 8. April 
1964 (Bundesegesetzbl. I S. 253) wird wie folgt geän-
dert und ergänzt: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. § 20 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Für einen durch Dienstunfall ver-
letzten früheren Polizeivollzugsbeamten auf 
Widerruf, auf den Absatz 1 nicht anzuwenden 
ist, gilt § 142 des Bundesbeamtengesetzes." 

b) In Absatz 5 wird als Satz 2 folgender Satz 
angefügt: 

„Bei Anwendung des § 19 Abs. 3 und der 
Ruhensberechnung nach den §§ 158 bis 160 a 
des Bundesbeamtengesetzes ist in den Fällen 
der Absätze 1 und 2 mindestens ein Betrag 
zu belassen, der unter Berücksichtigung der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge des 
Dienstunfalles dem Unfallausgleich nach § 139 
des Bundesbeamtengesetzes entspricht." 

Artikel III  

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1578) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 h Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Bei Anwendung der §§ 160, 160 a des Bundes-
beamtengesetzes gilt als Höchstgrenze der Be-
trag, der sich als Unterhaltsbeitrag nach Satz 1 
ergeben würde, wenn die nach §§ 160, 160 a des 
genannten Gesetzes maßgebenden Bemessungs-
grundlagen zugrunde gelegt würden." 

2. § 34 erhält folgende Fassung: 

 
„§ 34 

(1) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge be-
messen sich bei Gewährung von Unfallruhe-
gehalt (§ 140 des Bundesbeamtengesetzes) für 
einen Verletzten, der bis zum 8. Mai 1945 als 
Beamter auf Widerruf Diäten bezogen hat, nach 
dem Durchschnittssatz aus Anfangs- und End-
grundgehalt der Eingangsgruppe seiner Lauf-
bahn. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. unverändert 

4. Nach § 27 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 27a 

§ 17 Abs. 7 des Bundespolizeibeamtengesetzes 
ist bis zum 31. Dezember 1969 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß an die Stelle der in § 158 Abs. 4 
des Bundesbeamtengesetzes bezeichneten Höchst-
grenze das Zweifache der jeweils ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Be-
soldungsgruppe A 1 tritt." 

Artikel III 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1578) wird wie 
folgt geändert: 

Nummer 1 entfällt 

2. unverändert 
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(2) Bei der Bemessung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge für einen Verletzten, der bis zum 

8. Mai 1945 als Beamter auf Widerruf einen 
Unterhaltszuschuß bezogen hat, sind die Diäten 
zugrunde zu legen, die er bei der Ernennung 
zum außerplanmäßigen Beamten zuerst erhalten 
hätte." 

3. In § 36 Abs. 2 werden die Zahl „143" und das 
nachfolgende Komma gestrichen. 

4. In § 39 Abs. 2 werden die Zahl „147" und das 
nachfolgende Komma gestrichen. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Auf die nach Absatz 2 zu gewährende 
Versorgung sind Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen und aus einer zusätz-
lichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes ent-
sprechend § 160 a des Bundesbeamtengesetzes 
anzurechnen. Renten aus der gesetzlichen Un-
fallversicherung werden auf die Versorgung 
angerechnet, wenn für denselben Unfall ent-
sprechende Versorgung nach dem für Beamte 
geltenden Recht gewährt wird." 

6. In § 53 Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz werden 
die Worte „der §§" durch die Worte „des § 108 
Abs. 2, §§ 140," ersetzt. 

7. § 64 wird wie folgt geändert: 

 
a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 

Worte „sowie §§" durch die Worte „sowie 
§ 108 Abs. 2, §§" ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 werden die 
Worte „des Bundesbeamtengesetzes und sech-
zig vom Hundert des Betrages als Höchst-
grenze im Sinne des § 160 Abs. 2 Nr. 3 Buch-
stabe a des genannten Gesetzes" durch die 
Worte „und 3 des Bundesbeamtengesetzes" 
ersetzt. 

8. In § 72 Abs. 12 erhält der zweite Satzteil fol

-

gende Fassung: 

„wird ihnen Unfallfürsorge und ihren Hinter

-

bliebenen ein Unterhaltsbeitrag nach §§ 142 
und 146 des Bundesbeamtengesetzes gewährt." 

9. In § 77 a Satz 2 werden die Worte „Dies gilt 
auch für Renten eines Versicherungsträgers in-
nerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

Nummer 5 entfällt 

6. unverändert 

7 unverändert 

8. unverändert 

Nummer 9 entfällt 
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insoweit, als die Renten auf Zeiten entfallen, 
für die der Dienstherr die Beiträge allein ge-
tragen hat, und" durch die Worte „Soweit § 160 a  
des Bundesbeamtengesetzes nicht Anwendung 
findet, gilt Satz 1 auch" ersetzt. 

Artikel IV 

In § 41 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 745), zuletzt geändert durch Artikel III 
§ 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti-
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen vom 
21. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1557), werden 
die Worte „§§ 112, 156 Abs. 1" durch die Worte 
„§ 108 Abs. 2, §§ 112, 156 Abs. 1" ersetzt. 

Artikel V 

§ 21 Abs. 1 Satz 2 bis 4 des Gesetzes zur Rege-
lung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts  für Angehörige des  öffentlichen Dienstes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1627) wird durch folgen-
den Satz ersetzt: 

„Soweit der Bund wiedergutmachungspflichtig ist, 
gilt § 18 Abs. 2 entsprechend mit der Maßgabe, daß 
auch Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
auf die Versorgung angerechnet werden, wenn für 
denselben Unfall entsprechende Versorgung nach 
dem für Beamte geltenden Recht gewährt wird." 

Artikel VI 

Die Bundesdisziplinarordnung in der Fassung 
vom 28. November 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761), 
zuletzt geändert durch § 98 des Deutschen Richter-
gesetzes vom 8. September 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1665), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Zahl „143" und das 
nachfolgende Komma gestrichen. 

2. § 64 wird wie folgt geändert: 
 
a) In den Absätzen 4 und 5 werden jeweils die 
Worte „§§ 158 bis 160" durch die Worte 
„§§ 158 bis 160 a" ersetzt. 

b) In Absatz 6 werden die Worte „§§ 158 und 
160" durch die Worte „§§ 158, 160 und 160 a" 
und das Wort „und" nach dem Klammer-
zusatz „(§ 158 Abs. 1 und 2)" durch ein 
Komma ersetzt sowie nach dem Klammer-
zusatz „(§ 160)" die Worte „und der sich nach 
§ 160 a Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbeamten-
gesetzes ergebende Betrag" eingefügt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Artikel IV 

unverändert 

Artikel V 

entfällt 

Artikel VI 

unverändert 
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Artikel VI a 

An die Stelle des § 5 des Gesetzes zur Einführung 
von Beamtenrecht des Bundes im Saarland vom 
30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 332), zuletzt ge-
ändert durch Artikel III § 5 des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund-
gesetzes fallenden Personen vom 21. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1557), treten folgende Vor-
schriften: 

,,§ 5 

(1) Die Bezüge der bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes vorhandenen Versorgungsempfänger sind 
nach §§ 5 a bis 5 c festzusetzen. 

(2) Personen, die Versorgungsansprüche nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erwerben, aber 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an weder zu dem 
Personenkreis des § 1 des Bundesbesoldungsgeset-
zes gehören noch als Beamte auf Widerruf im Vor-
bereitungsdienst gestanden haben oder nebenbei 
beschäftigt worden sind, stehen den beim Inkraft-
treten dieses Gesetzes vorhandenen Versorgungs-
empfängern gleich. 

§ 5 a 

(1) Liegt der Berechnung des Versorgungsbezu-
ges beim Ablauf der Übergangszeit ein Grundge-
halt einer Besoldungsgruppe der Besoldungsord-
nungen A oder B der Vierten Angleichungsverord-
nung vom 9. September 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 649) zugrunde, so tritt an seine Stelle das Grund-
gehalt der in ihrer Buchstaben- und Zahlenbezeich-
nung mit der bisherigen übereinstimmenden Besol-
dungsgruppe der Besoldungsordnungen A oder B 
des Bundesbesoldungsgesetzes. 

(2) Liegt der Berechnung des Versorgungsbezu-
ges ein Grundgehalt nach früheren besoldungsrecht-
lichen Vorschriften zugrunde, so tritt an seine Stelle 
das unter Zugrundelegung der Regelüberleitungs-
übersicht — Anlage II Nr. 1 — der Vierten Anglei-
chungsverordnung zu ermittelnde Grundgehalt der 
entsprechenden Besoldungsgruppe der Besoldungs-
ordnungen A oder B des Bundesbesoldungsgesetzes. 

(3) War für die Besoldungsgruppe des Versor-
gungsempfängers, dessen Versorgungsbezüge unter 
Zugrundelegung eines Grundgehalts berechnet wur-
den, in der Regelüberleitungsübersicht — Anlage II 
Nr. 1 — der Vierten Angleichungsverordnung eine 
Überleitung nicht vorgesehen, so tritt an die Stelle 
der bisherigen Besoldungsgruppe die sich aus der 
Anlage VII des Bundesbesoldungsgesetzes erge-
bende neue Besoldungsgruppe der Besoldungsord-
nungen A oder B des Bundesbesoldungsgesetzes; 
ist für die bisherige Besoldungsgruppe auch in der 
Anlage VII eine Überleitung nicht vorgesehen, so 
bestimmt der Bundesminister des Innern die neue 
Besoldungsgruppe. 
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(4) In der nach den Absätzen 1 bis 3 neu festge-
setzten Besoldungsgruppe ist das Besoldungsdienst-
alter in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 
des Bundesbesoldungsgesetzes festzusetzen. 

(5) Bleibt das nach den vorstehenden Absätzen 
maßgebende Grundgehalt hinter dem am 30. Sep-
tember 1965 zustehenden Grundgehalt zurück, so 
wird den Versorgungsbezügen neben dem neuen 
Grundgehalt eine Ausgleichszulage in Höhe des 
Unterschiedes zum bisherigen Grundgehalt zu-
grunde gelegt. 

§ 5 b 

Liegt der Berechnung des Versorgungsbezuges 
ein Grundgehalt nicht zugrunde, so ist ein Versor-
gungsbezug zu gewähren, der sich bei Anwendung 
des § 7 aus dem am Tage vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes zustehenden Versorgungsbezug 
ergibt. 

§ 5 c 

An die Stelle der bisherigen Tarifklassen des 
Wohnungszuschlages treten die entsprechenden Ta-
rifklassen des Ortszuschlages nach Anlage II des 
Bundesbesoldungsgesetzes." 

Artikel VI b 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes-
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch § 11 des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen sozialen 
Jahres vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 640), wird wie folgt geändert: 

1. § 19 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dem öffentlichen Dienst steht die hauptberuf-
liche Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaat-
lichen oder überstaatlichen Einrichtung gleich, 
an der der Bund oder eine der in Satz 1 bezeich-
neten Körperschaften oder Verbände durch Zah-
lung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in an-
derer Weise beteiligt ist." 

2. In § 42 Abs. 2 werden nach dem Wort „erfüllen" 
ein Komma und folgender Satzteil eingefügt: 

„d) die nach § 71 d Abs. 1, 3 des in Absatz 1 
genannten Gesetzes zur Fortsetzung des Vor-
bereitungsdienstes zugelassen waren, mit der 
Maßgabe, daß die Zeit vom 9. Mai 1945 bis 
zur Forsetzung des Vorbereitungsdienstes 
als Dienstzeit im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 3 
berücksichtigt wird; Entsprechendes gilt für 
frühere Beamte auf Widerruf im Vorberei-
tungsdienst, die vor dem i. April 1951 wie-
der in den Vorbereitungsdienst übernommen 
worden sind." 
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Artikel VII 

§ 1 

(1) Die Bezüge der unter § 48 a Abs. 1 des Bun-
desbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes-
gesetzbl. I S. 993), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol-
dungsrechtlicher Vorschriften, fallenden Versor-
gungsempfänger werden neu festgesetzt, wenn das 
zu berücksichtigende Amt in der Sonderüberleitungs-
übersicht (Anlage IV Nr. 2) des Bundesbesoldungs-
gesetzes aufgeführt und einer höheren Besoldungs-
gruppe als nach der Übersicht für die Überleitung 
der Versorgungsempfänger (Anlage VII des Bundes-
besoldungsgesetzes) zugeteilt worden ist. An die 
Stelle der den Versorgungsbezügen bisher zugrunde 
gelegten Besoldungsgruppe tritt die Besoldungs-
gruppe der Anlage IV Nr. 2 des Bundesbesoldungs-
gesetzes. Den Bezügen der unter § 48 a Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes fallenden Versorgungs- 
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3. In der Anlage IV Nr. 2 werden in der Spalte 
„Abweichungen von der Regelüberleitung" er-
setzt 

a) bei „Postkraftwagenführer" (bisherige Besol-
dungsgruppe A 9 a) die Besoldungsgruppe 
„A 3 kw" durch „A 4 kw", 

b) bei „Bundesbahnbetriebsinpektor" und „Tech-
nischer Bundesbahnbetriebsinspektor" (bis-
herige Bundesbahnbesoldungsgruppe A 7 b) 
die Besoldungsgruppe „A 8 kw" durch „A 9 
kw". 

Ein Zahlungsausgleich für Zeiträume bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wird nicht gewährt. 

Artikel VI c 

In Artikel I des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor-
schriften vom 18. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 901) wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5a 

Die Bezüge der Versorgungsempfänger, die unter 
§ 48 a des Bundesbesoldungsgesetzes fallen oder bei 
denen der Versorgungsfall in der Zeit vom 1. April 
1957 bis zum 31. März 1963 eingetreten ist, werden 
neu festgesetzt, wenn ihr Amt in den Nummern 1, 
2, 9 bis 17, 19, 21 und 26 der Anlage 3 dieses Geset-
zes einer neuen Besoldungsgruppe zugeteilt wor-
den ist. Diese Besoldungsgruppe tritt an die Stelle 
der den Versorgungsbezügen bisher zugrunde ge-
legten Besoldungsgruppe." 

Artikel VII 

§ 1 

(i) Die Bezüge der unter § 48 a Abs. 1 des Bun-
desbesoldungsgesetzes fallenden Versorgungsemp-
fänger werden neu festgesetzt, wenn das zu berück-
sichtigende Amt in  der Sonderüberleitungsübersicht 
(Anlage IV Nr. 2) des Bundesbesoldungsgesetzes 
aufgeführt und einer höheren Besoldungsgruppe als 
nach der Ubersicht für die Überleitung der Versor-
gungsempfänger (Anlage VII des Bundesbesoldungs-
gesetzes) zugeteilt worden ist. An die Stelle der den 
Versorgungsbezügen bisher zugrunde gelegten Be-
soldungsgruppe tritt die Besoldungsgruppe der An-
lage IV Nr. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes. Den 
Bezügen der unter § 48 a Abs. 1 des Bundesbesol-
dungsgesetzes fallenden Versorgungsempfänger sind 
auch die Stellenzulagen nach Maßgabe der Fuß-
noten 1 der Besoldungsgruppen A 6 und A 9 der Be-
soldungsordnung A zugrunde zu legen, wenn das zu 
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empfänger sind auch die Stellenzulagen nach Maß-
gabe der Fußnoten 1 der Besoldungsgruppen A 6 
und A 9 der Besoldungsordnung A zugrunde zu 
legen, wenn das zu berücksichtigende Amt mit 
einem mit dieser Zulage ausgestatteten Amt über-
einstimmt; dies gilt auch für Ämter, für die in der 
Sonderüberleitungsübersicht (Anlage IV Nr. 2) des 
Bundesbesoldungsgesetzes eine mit den Fußnoten 1 
der Besoldungsgruppen A 6 und A 9 versehene 
Amtsbezeichnung festgesetzt ist. 

(2) Für die Bezüge der unter § 48 a Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes fallenden Versorgungs-
empfänger aus dem Personenkreis der früheren Be-
rufssoldaten, die nach dem Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund-
gesetzes fallenden Personen anspruchsberechtigt 
sind, gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maßgabe, 
daß 

1. frühere Berufsunteroffiziere nur bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 53 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des bezeichneten Ge-
setzes erfaßt werden und 

2. die ergänzende Überleitungsübersicht der 
Anlage A anzuwenden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Versor-
gungsbezüge aus Ämtern, die in der Anlage B auf-
geführt sind. Ist in der Anlage B die Überleitung in 
eine höhere Besoldungsgruppe oder die Berücksich-
tigung einer Zulage an das Erreichen einer bestimm-
ten Dienstaltersstufe gebunden, so ist hierfür von 
der Dienstaltersstufe auszugehen, in der sich der 
Beamte bei Eintritt des Versorgungsfalles befunden 
hätte, wenn sein Besoldungsdienstalter in sinn-
gemäßer Anwendung der Vorschriften des Bundes-
besoldungsgesetzes festgesetzt worden wäre. 

(4) Der Bundesminister des Innern wird ermäch-
tigt, die Anlage B durch Rechtsverordnung unter 
Beachtung der Grundsätze der Absätze 1 und 3 zu 
ergänzen, wenn das zu berücksichtigende Amt 
nicht in der Sonderüberleitungsübersicht (Anlage IV 
Nr. 2) des Bundesbesoldungsgesetzes aufgeführt, 
aber nach den bis zum Ende des Jahres 1958 er-
lassenen Landesbesoldungsgesetzen einer höheren 
Besoldungsgruppe als nach der Regelüberleitung 
zugeteilt worden ist. 

(5) Hängt die Einstufung in eine Besoldungs-
gruppe von bestimmten gesetzlichen Voraussetzun-
gen ab, zum Beispiel Einwohnerzahl, Anzahl der 
Lehrerstellen, Anzahl der richterlichen Planstellen, 
so sind die Verhältnisse am Tage des Eintritts des 
Versorgungsfalles maßgebend; die Einwohnerzahl 
bestimmt sich nach der amtlichen Volkszählung, die 
zuletzt vor dem Eintritt des Versorgungsfalles 
durchgeführt ist. Bei Versorgungsansprüchen nach 
dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen tritt an die Stelle des Tages des Eintritts 
des Versorgungsfalles der 8. Mai 1945, wenn der 
Versorgungsfall nach diesem Zeitpunkt eingetreten 
ist oder als eingetreten gilt. 
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berücksichtigende Amt mit einem mit dieser Zulage 
ausgestatteten Amt übereinstimmt; dies gilt auch für 
Ämter, für die in der Sonderüberleitungsübersicht 
(Anlage IV Nr. 2) des Bundesbesoldungsgesetzes 
eine mit den Fußnoten 1 der Besoldungsgruppen A 6 
und A 9 versehene Amtsbezeichnung festgesetzt ist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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§ 2 

(1) In der nach § 1 zu ermittelnden neuen Besol-
dungsgruppe der Besoldungsordnung A wird das 
Grundgehalt nach der Dienstaltersstufe bemessen, 
die nach § 48 a Abs. 1 oder 2 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der bisherigen Besoldungsgruppe maß-
gebend war, wenn das Besoldungsdienstalter nicht 
nach dem Absatz 2 festzusetzen ist. Jedoch bleibt 
das Recht, einen Antrag auf Festsetzung des Besol-
dungsdienstalters nach § 48 a Abs. 2 des Bundes-
besoldungsgesetzes zu stellen, auch nach der Über-
leitung gemäß Satz 1 erhalten; hierbei ist § 48 a 
Abs. 2 Satz 4 des Bundesbesoldungsgesetzes nicht 
mehr anzuwenden. 

(2) Beim Übertritt in eine Besoldungsgruppe, in 
der nach § 6 Abs. 5 bis 7 oder § 34 Abs. 5 bis 8 des 
Bundesbesoldungsgesetzes das Besoldungsdienstal-
ter hinauszuschieben ist, wird dieses nach den Vor-
schriften des Bundesbesoldungsgesetzes von Amts 
wegen festgesetzt. Dasselbe gilt beim Übertritt aus 
der Besoldungsgruppe A 1 des Bundesbesoldungs-
gesetzes in eine höhere Besoldungsgruppe oder aus 
den Besoldungsgruppen A 2, A 3 oder A 4 des Bun-
desbesoldungsgesetzes in die Besoldungsgruppe A 5 
oder eine höhere Besoldungsgruppe sowie beim 
Übertritt aus den früheren Besoldungsgruppen 
A 9 b, A 10 c oder A 12 in der Fassung des Gesetzes 
vom 20. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 582) in 
die Besoldungsgruppe A 5, A 4, A 2 oder A 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes. 

§ 3 

Lagen den in § 48 des Bundesbesoldungsgesetzes 
bezeichneten Versorgungsbezügen Diäten nach der 
Diätenordnung für die außerplanmäßigen Beamten 
(Anlage 5 des Besoldungsgesetzes vom 16. Dezem-
ber 1927 — Reichsgesetzbl. I S. 349 —), einer dieser 
Diätenordnung angeglichenen Diätenordnung eines 
Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeindever-
bandes oder nach der Diätenordnung für die außer-
planmäßigen Reichsbahnbeamten zugrunde, so tre-
ten an die Stelle der Diäten die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge der Besoldungsgruppe, die nach dem 
Bundesbesoldungsgesetz Eingangsgruppe der Lauf-
bahn ist. Dies gilt nicht, wenn der Versorgungsfall 
vor dem Inkrafttreten dieser Diätenordnungen ein-
getreten ist. In der neuen Besoldungsgruppe ist das 
Besoldungsdienstalter nach den Vorschriften des 
Bundesbesoldungsgesetzes von Amts wegen festzu-
setzen. 

§ 4 

Die Tarifklasse des Ortszuschlages bestimmt sich 
nach der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 
sowie nach den Anlagen A und B dieses Gesetzes. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 2 

unverändert 

§ 3 

unverändert 

§ 4 

unverändert 
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Artikel VIII 

1. Soweit den Personen, die nach bisherigem Recht 
nicht versorgungsberechtigt waren, aber bei An-
wendung der Artikel I bis VII dieses Gesetzes 
versorgungsberechtigt sein würden, bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes keine Versorgungsbezüge 
auf Grund einer Kannbewilligung gezahlt wur-
den, werden ihnen Zahlungen nur auf Antrag 
gewährt, und zwar vom Ersten des Monats an, 
in dem der Antrag gestellt wird. Anträge, die 
bis zum 	 (6 Monate nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes) gestellt werden, gelten als im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ge-
stellt. 

2. Bei Anwendung des § 160 a des Bundesbeamten-
gesetzes bleibt für die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes vorhandenen Beamten und Versor-
gungsempfänger sowie ihre Witwen und Waisen 
ein Betrag in Höhe von zehn vom Hundert der 
zu berücksichtigenden Renten ohne Kinderzu-
schuß außer Ansatz; dies gilt nicht in den Fällen 
des § 21 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dien-
stes sowie des § 4 b Abs. 3 und des § 52 Abs. 4 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält-
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen. § 74 Abs. 3 des zuletzt be-
zeichneten Gesetzes gilt nicht für die Anwendung 
des § 160 a Abs. 4 des Bundesbeamtengesetzes. 
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§ 5 

Das den Versorgungsbezügen der unter § 48 b des 
Bundesbesoldungsgesetzes fallenden Versorgungs-
empfänger zugrunde liegende Grundgehalt wird um 
drei vom Hundert erhöht. 

§ 6 

Auf Versorgungsempfänger, die unter § 5 a des 
Gesetzes zur Einführung von Beamtenrecht des Bun-
des im Saarland in der Fassung dieses Gesetzes fal-
len, finden §§ 1, 3 und 4 sinngemäß Anwendung. Ein 
sich aus § 5 a Abs. 5 des Einführungsgesetzes erge-
bender Unterschiedsbetrag zwischen den Grundge-
hältern mindert sich um den Betrag, um den sich nach 
Satz 1 das Grundgehalt (einschließlich der ruhe-
gehaltfähigen Zulagen) erhöht. 

Artikel VIII 

1. Soweit den Personen, die nach bisherigem Recht 
nicht versorgungsberechtigt waren, aber bei An-
wendung der Artikel I bis VII dieses Gesetzes 
versorgungsberechtigt sein würden, bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes keine Versorgungsbezüge 
auf Grund einer Kannbewilligung gezahlt wur-
den, werden ihnen Zahlungen nur auf Antrag 
gewährt, und zwar vom Ersten des Monats an, 
in dem der Antrag gestellt wird. Anträge, die 
bis zum 30. September 1966 gestellt werden, gel-
ten als im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes gestellt. 

Nummer 2 entfällt 

2a. (1) Für die Anwendung des § 181 b Abs. 3 des 
Bundesbeamtengesetzes tritt an die Stelle der 
Ausschlußfrist im Sinne des § 181 a Abs. 5 in Ver-
bindung mit § 150 des Bundesbeamtengesetzes 
eine Ausschlußfrist bis zum 30. September 1967. 

(2) Zahlungen auf Grund des § 181 b Abs. 3 
des Bundesbeamtengesetzes werden nur auf An-
trag gewährt, und zwar vom Ersten des Monats 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 	Drucksache  IV/3632  

Entwurf 

3. (1) Den Versorgungsempfängern, die bei In-
krafttreten dieses Gesetzes vorhanden sind, 
wird, wenn bei Anwendung der Artikel I bis VII 
dieses Gesetzes und der Nummer 2 ihre Ver-
sorgungsbezüge hinter den Versorgungsbezügen 
nach bisherigem Recht zurückbleiben, ein Aus-
gleichsbetrag in Höhe dieses Unterschiedes ge-
währt. Erhöhen sich die Versorgungsbezüge, so 
verringert sich der Ausgleichsbetrag entspre-
chend. 

(2) Der Witwe und den Waisen eines bei In-
krafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Versor-
gungsempfängers wird der Ausgleichsbetrag in 
Höhe des Anteilsatzes ihrer Versorgungsbezüge 
gezahlt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

4. Ist bei einem Studienrat im Bundesdienst der 
Versorgungsfall zwischen dem 1. April 1957 und 
dem 31. März 1963 eingetreten, so wird den Ver-
sorgungsbezügen auch die Stellenzulage nach 
der Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe 13 der Bun-
desbesoldungsordnung A in der Fassung des 
Artikels I § 1 Nr. 30 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung beamtenrechtlicher und besoldungs-
rechtlicher Vorschriften zugrunde gelegt, wie 
wenn die bezeichnete Vorschrift am Tage vor 
dem Eintritt des Versorgungsfalles bereits ge-
golten hätte. 

Artikel IX 

§ 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1961 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1834), zuletzt geändert durch § 95 des 
Deutschen Richtergesetzes vom 8. September 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1665), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 51 Abs. 1 Satz 3 wird der Strichpunkt nach 
dem Wort „werden“ durch einen Punkt ersetzt. 
Der bisherige zweite Halbsatz wird gestrichen. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

an, in dem der Antrag gestellt worden ist; An-
träge, die bis zum 30. September 1966 gestellt 
werden, gelten als im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes gestellt. 

(3) Ist die Einhaltung der in Absatz 1 genann-
ten Frist durch von dem Berechtigten nicht zu 
vertretende Umstände unmöglich, so gilt die Frist 
auch dann als gewahrt, wenn innerhalb von sechs 
Monaten nach Wegfall des Hindernisses die An-
sprüche nach § 181 b Abs. 3 des Bundesbeamten-
gesetzes angemeldet werden. 

3. 	(1) Den Versorgungsempfängern, die bei In

-

krafttreten dieses Gesetzes vorhanden sind, 
wird, wenn bei Anwendung der Artikel I bis VII 
dieses Gesetzes ihre Versorgungsbezüge hinter 
den Versorgungsbezügen nach bisherigem Rech t 

 zurückbleiben, ein Ausgleichsbetrag in Höhe die-
ses Unterschiedes gewährt. Erhöhen sich die 
Versorgungsbezüge, so verringert sich der Aus-
gleichsbetrag entsprechend. Die sich nach § 5 a 
Abs. 5 des Gesetzes zur Einführung von Beam-
tenrecht des Bundes im Saarland in der Fassung 
dieses Gesetzes in Verbindung mit Artikel VII 
§ 6 Satz 2 ergebende Zulage bleibt bei Anwen-
dung der Sätze 1 und 2 außer Betracht. 

(2) Der Witwe und den Waisen eines bei In-
krafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Versor-
gungsempfängers wird der Ausgleichsbetrag in 
Höhe des Anteilsatzes ihrer Versorgungsbezüge 
gezahlt. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

Nummer 4 entfällt 

Artikel IX 

§ 1 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1961 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1834), zuletzt geändert durch § 95 des 
Deutschen Richtergesetzes vom 8. September 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1665), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 
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2. Dem § 65 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange

-

fügt: 

„Ist der Beamte wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand getreten, so ist das Grundgehalt der 
nach Satz i Nr. 1 maßgebenden Besoldungs-
gruppe nach der Dienstaltersstufe zugrunde zu 
legen, die er bis zum Zeitpunkt des Eintritts 
in den Ruhestand wegen Erreichens der Alters-
grenze hätte erreichen können." 

3. Dem § 83 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„Für einen früheren Beamten mit Dienstbezügen 
oder Unterhaltszuschuß, der Anspruch auf einen 
Unterhaltsbeitrag nach § 80 Abs. 1 Nr. 4 hat, ist 
bei der Ruhensberechnung mindestens ein Be-
trag als Versorgung zu belassen, der unter 
Berücksichtigung seiner Minderung der Er-
werbsfähigkeit infolge des Dienstunfalles dem 
Unfallausgleich entspricht." 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

la. Dem § 63 wird folgender Absatz 3 angefügt: 
 

„(3) Durch Gesetz kann weiter bestimmt 
werden, daß eine Flugunfallentschädigung für 
den dem § 26 des Bundespolizeibeamtengeset-
zes entsprechenden Personenkreis und nach 
Maßgabe der genannten Vorschrift gewährt 
wird." 

2. unverändert 

2a. Dem § 69 wird folgender Satz 2 angefügt: 
 
„Das gleiche gilt für die Zeit einer Internierung 
oder eines Gewahrsams der nach § 9 a des 
Heimkehrergesetzes oder § 9 Abs. 1 des Häft-
lingshilfegesetzes berechtigten Personen." 

2b. In § 70 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
 
„Mindestens ist ein Betrag in Höhe des Min

-

destruhegehalts nach dem Bundesbeamtenge-
setz zu gewähren; durch Gesetz kann bestimmt 
werden, daß dabei an die Stelle der Besol-
dungsordnung A des Bundesbesoldungsgeset-
zes die Besoldungsordnung A des Landesbesol-
dungsgesetzes tritt." 

2c. In § 80 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 
 

„(3) Als Unfallruhegehalt ist mindestens ein 
Betrag in Höhe des Mindest-Unfallruhegehaltes 
nach dem Bundesbeamtengesetz zu gewähren; 
durch Gesetz kann bestimmt werden, daß dabei 
an die Stelle der Besoldungsordnung A des 
Bundesbesoldungsgesetzes die Besoldungsord-
nung A des Landesbesoldungsgesetzes tritt." 

3. § 83 wird wie folgt geändert: 
 
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange

-

fügt: 

„Für einen früheren Beamten mit Dienst-
bezügen oder Unterhaltszuschuß, der An-
spruch auf einen Unterhaltsbeitrag nach § 80 
Abs. 1 Nr. 4 hat, ist bei der Ruhensberech-
nung mindestens ein Betrag als Versorgung 
zu belassen, der unter Berücksichtigung sei-
ner Minderung der Erwerbsfähigkeit infolge 
des Dienstunfalles dein Unfallausgleich ent-
spricht," 
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4. Dem § 85 Abs. 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„§ 83 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend." 

5. Nach § 85 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 85 a 

(1) Erhält ein Versorgungsempfänger Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 
aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes, so sind neben den Renten die Ver-
sorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der in 
Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte 

der Betrag, der sich als Ruhegehalt 
zuzüglich Kinderzuschlägen ergeben 
würde, wenn der Berechnung zu-
grunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienst-
bezügen 

die Endstufe der Besoldungs-
gruppe, aus der sich das Ruhe-
gehalt berechnet, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

die Zeit vom vollendeten sieb-
zehnten Lebensjahr bis zum Ein-
tritt des Versorgungsfalles zuzüg-
lich der Zeiten, um die sich die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit er-
höht, und der bei der Rente be-
rücksichtigten Zeiten einer renten-
versicherungspflichtigen Beschäfti- 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Verwendung im öffentlichen Dienst 
steht die Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat-
lichen Einrichtung gleich, an der eine Kör-
perschaft oder ein Verband im Sinne des 
Satzes 1 durch Zahlung von Beiträgen oder 
Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt 
ist." 

4. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „oder aus 
einer ihr gleichstehenden Beschäftigung 
(§, 83 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1)" gestrichen. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„§ 83 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend." 

c) In Absatz 3 werden in dem Klammerzusatz 
die Worte „Nr. 2" gestrichen. 

5. Nach § 85 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 85 a 

(1) Endet ein Beamtenverhältnis, das nach 
dem 30. September 1965 begründet worden ist, 
durch Eintritt in den Ruhestand oder durch Tod, 
so sind, wenn der Ruhestandsbeamte oder die 
Witwe und Waisen Renten aus den gesetz-
lichen Rentenversicherungen oder aus einer zu-
sätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
erhalten, neben den Renten die Versorgungs-
bezüge nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
bezeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) unverändert 
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gung oder Tätigkeit nach Eintritt 
des Versorgungsfalles, 

2. für Witwen 

der Betrag, der sich als Witwengeld 
ohne Kinderzuschläge, 

für Waisen 
der Betrag, der sich als Waisengeld 
zuzüglich Kinderzuschlag 

aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 
ergeben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel-
ten nicht 

1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 
Nr. 1) 
die Hinterbliebenenrenten aus einer 
Beschäftigung oder Tätigkeit des Ehe-
gatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 
Nr. 2) 
Renten auf Grund einer eigenen Be-
schäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Ab-
satz 1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs-
jahre auf Grund freiwilliger Weiter-
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde-
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) § 83 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Den in Absatz 1 bezeichneten Renten 
stehen entsprechende wiederkehrende Geld-
leistungen gleich, die von einem deutschen Ver-
sicherungsträger außerhalb des Geltungsbe-
reichs dieses Gesetzes oder die von einem 
nichtdeutschen Versicherungsträger nach einem 
für die Bundesrepublik Deutschland wirksamen 
zwischenstaatlichen Abkommen gewährt wer-
den." 

6. In § 88 Abs. 3 werden die Worte „Versorgungs-
anspruch oder Unterhaltsanspruch" durch die 
Worte „Versorgungs-, Unterhalts- oder Renten-
anspruch" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) unverändert 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt außer Ansatz der Teil der Rente (Ab-
satz 1) ohne Kinderzuschuß, der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs-
jahre auf Grund freiwilliger Weiter-
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
oder, wenn sich die Rente nach Wert-
einheiten berechnet, dem Verhältnis 
der Werteinheiten für freiwillige Bei-
träge zu der Summe der Werteinhei-
ten für freiwillige Beiträge, Pflicht-
beiträge, Ersatzzeiten und Ausfallzei-
ten entspricht, 

2. unverändert 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber minde-
stens die Hälfte der Beiträge oder Zuschüsse in 
dieser Höhe geleistet hat. 

(5) unverändert 

(6) unverändert 

6. unverändert 
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7. In § 89 Abs. 2 werden die Worte „oder die 
Verheiratung" durch die Worte „ , einer Ver-
sorgung oder einer Rente, die Witwe und Waise 
auch die Verheiratung, die Witwe auch An-
sprüche nach § 88 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halb-
satz" ersetzt. 

8. Dem § 95 Abs. 1 wird folgender Satz 3 ange

-

fügt: 

„Durch Gesetz kann ferner bestimmt werden, 
daß § 25 auf die in Satz 2 bezeichneten Beam-
ten keine Anwendung findet." 

9. § 101 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

 
a) In Absatz 1 werden die Worte „nach amts-

ärztlichem Gutachten" gestrichen. 

b) Als Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Die Polizeidienstunfähigkeit wird auf 
Grund des Gutachtens eines Amtsarztes oder 
eines beamteten Arztes festgestellt." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

10. In § 108 Abs. 2 werden die Worte „bis 85" 
durch die Worte „bis 85 a" ersetzt. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

7. unverändert 

7a. § 92 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 

„Kriegsgefangenschaft" die Worte „oder als 
nach § 9 a des Heimkehrergesetzes oder § 9 
Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes Berechtig-
ter in Internierung oder Gewahrsam" ein-
gefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Kriegsgefangenschaft" ein Komma und die 
Worte „eine Internierung oder ein Gewahr-
sam im Sinne des Satzes 1" eingefügt. 

7b. Dem § 92 b wird folgender Satz 3 angefügt: 
 
„Durch Gesetz kann außerdem bestimmt wer

-

den, daß eine nach den Sätzen 1 und 2 er-
gehende Regelung auch auf einen Beamten ent-
sprechend angewendet werden kann, der aus 
Anlaß des ersten oder zweiten Weltkrieges in 
ursächlichem Zusammenhang mit Kriegseignis-
sen wegen des Beamtendienstes in Gewahrsam 
einer ausländischen Macht geraten ist und sich 
im Falle des zweiten Weltkrieges außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes in Gewahr-
sam befunden hat." 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. In § 108 Abs. 2 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

 
„Für die Anwendung der Vorschriften des § 71 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, der §§ 82 bis 85 a und 89 
gelten diese Bezüge als Ruhegehalt, die Emp-
fänger als Ruhestandsbeamte." 
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11. § 118 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Unberührt bleiben die Regelungen in § 64 
Abs. 1 Nr. 2 und in § 150 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 des Landesbeamtengesetzes in der 
Fassung vom 1. August 1962 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt Berlin S. 925)." 

§ 2 

1. Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamtenrecht 
bis zum 	 nach den Vorschriften 
des § 1 dieses Artikels zu regeln. Bis zum Inkraft-
treten entsprechender landesrechtlicher Rege-
lungen gilt im Landesbereich § 1 Nr. 2 bis 7, 
10 und 11 dieses Artikels unmittelbar. 

2. Bei Anwendung des § 85 a des Beamtenrechts-
rahmengesetzes oder der entsprechenden lan-
desrechtlichen Vorschriften bleibt für die bei In-
krafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Beam-
ten und Versorgungsempfänger sowie ihre Wit-
wen und Waisen ein Betrag in Höhe von zehn 
vom Hundert der zu berücksichtigenden Renten 
ohne Kinderzuschuß außer Ansatz. § 74 Abs. 3 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält-
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen gilt nicht für die Anwendung 
des § 85 a Abs. 4 des Beamtenrechtsrahmengeset-
zes. 

3. (1) Den Versorgungsempfängern, die bei In

-

krafttreten dieses Gesetzes vorhanden sind, 
wird, wenn bei Anwendung des § I Nr. 2 bis 7, 
10 und 11 dieses Artikels und der Nummer 2 
ihre Versorgungsbezüge hinter den Versorgungs-
bezügen nach bisherigem Recht zurückbleiben, 
ein Ausgleichsbetrag in Höhe dieses Unterschie-
des gewährt. Erhöhen sich die Versorgungsbe-
züge, so verringert sich der Ausgleichsbetrag ent-
sprechend. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Nummer 11 entfällt 

12. § 127 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 127 

Für die Revision gegen das Urteil eines 
Oberverwaltungsgerichts über eine Klage aus 
dem Beamtenverhältnis gilt folgendes: 

1. Die Revision ist außer in den Fällen des 
§ 132 Abs. 2 der Verwaltungsgerichts-
ordnung zuzulassen, wenn das Urteil von 
der Entscheidung eines anderen Oberver-
waltungsgerichts abweicht und auf dieser 
Abweichung beruht, solange eine Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
in der Rechtsfrage nicht ergangen ist. 

2. Die Revision kann außer auf die Verlet-
zung von Bundesrecht darauf gestützt 
werden, daß das angefochtene Urteil auf 
der Verletzung von Landesrecht beruhe." 

§ 2 

1. Die Länder sind verpflichtet, ihr Beamtenrecht 
bis zum 31. Dezember 1968 nach den Vorschrif-
ten des § 1 dieses Artikels zu regeln. 

Nummer 2 entfällt 

Nummer 3 entfällt 
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(2) Der Witwe und den Waisen eines Versor-
gungsempfängers nach Absatz 1 wird der Aus-
gleichsbetrag in Höhe des Anteilsatzes ihrer Ver-
sorgungsbezüge gezahlt. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

Artikel X 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Bundesbeamtengesetz und das Beamtenrechts-
rahmengesetz in der vom   an gelten-
den Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be-
seitigen, wobei im Bundesbeamtengesetz jeweils die 
Worte „im Bundesgebiet oder im Land Berlin" durch 
die Worte „im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
und die Worte „außerhalb des Bundesgebietes oder 
des Landes Berlin" durch die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes" zu ersetzen sind. 

Artikel XI 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er-
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel XII 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Ar-
tikels IX § 1 Nr. 8 am 	  in Kraft. 

(2) Artikel IX § 1 Nr. 8 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1964 in Kraft. 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 

4. Bei Urteilen eines Oberverwaltungsgerichts über 
eine Klage aus dem Beamtenverhältnis (§ 127 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes), die vor dem 
1. Oktober 1965 ergangen sind, richtet sich die 
Zulässigkeit der Revision nach dem bisherigen 
Recht. 

Artikel X 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
das Bundesbeamtengesetz und das Beamtenrechts-
rahmengesetz in der vom 1. Oktober 1965 an gelten-
den Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be-
seitigen, wobei im Bundesbeamtengesetz jeweils die 
Worte „im Bundesgebiet oder im Land Berlin" durch 
die Worte „im Geltungsbereich dieses Gesetzes" 
und die Worte „außerhalb des Bundesgebietes oder 
des Landes Berlin" durch die Worte „außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes" zu ersetzen sind. 

Artikel XI 

unverändert 

Artikel XII 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti-
kels II Nr. 4 und des Artikels IX § 1 Nr. 8 am 
1. Oktober 1965 in Kraft. 

(2) Artikel II Nr. 4 tritt mit Wirkung vom 1. Sep-
tember 1964, Artikel IX § 1 Nr. 8 mit Wirkung vom 
1. Januar 1964 in Kraft. 
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Anlage A 

(zu Artikel VII § 1 Abs. 2) 

Berufssoldaten (G 131) 

DASt = Dienstaltersstufe 

RghfZ = Ruhegehaltfähige Zulage 

Bisherige Besoldungsgruppe 
und Dienstgradbezeichnung 

nach Anlage B zum G 131  
nach 

Anlage VII  
BBesG 

Besoldungs

-

gruppe 

Abweichungen von der Anlage VII 

Sonstige Abweichungen 

Orts

-

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

A4c2 

Obermusikmeister A 9 A 9 RghfZ von 54 DM III 

A 4f 

Oberleutnante A 9 DASt A 9 RghfZ von 54 DM III 
Oberleutnante (Ing.) des Heeres 1 bis 8 

Leutnante 

Leutnante (Ing.) des Heeres 

Oberärzte 

Marineoberassistenzärzte A 9 DASt A 9 
Assistenzärzte 1 bis 8 III 

Marineassistenzärzte 

Oberveterinäre 

Veterinäre 

A 5b 

Oberwaffenwarte  A 9 DASt A  9 III 1 bis 8 

A 6 

Musikmeister A 6 A 9 III 

A 8a 

DAStufen 3 bis 5 A 5 DASt A 5  RghfZ von 13 DM III 
Unterfeldwebel bis 9 

Obermaate 
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Anlage B 

(zu Artikel VII § 1 Abs. 3) 

I. Richter und Staatsanwälte, soweit der Versorgungsfall nach dem 31. März 1936 
eingetreten ist 

DASt = Dienstaltersstufe 

RghfZ = Ruhegehaltfähige Zulage 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung Abweichungen von der Regelüberleitung Orts- 

nach RBesG 
nach 

Anlage VII 
BBesG  

Besoldungs

-

gruppe 
Sonstige Abweichungen  

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

A 1b 

Amtsgerichtsdirektoren als Leiter A 15 A 15 RghfZ von 53 DM I b 
von Amtsgerichten mit über 
175 000 Einwohnern im Bezirk  

Landgerichtsdirektoren A 15 A 15 RghfZ von 53 DM I b 
Oberstaatsanwälte als Leiter von A 15 A 15 RghfZ von 53 DM I b 
Staatsanwaltschaften bei Land- 
gerichten mit mehr als 400 000 
Einwohnern im Bezirk, soweit 
deren Präsidenten in der Besol- 
dungsgruppe B 8 stehen 

A 2b 

Amtsgerichtsdirektoren, soweit A 14 A 15 I b 
nicht in A 1 b 

Kammergerichtsräte A 14 A 15 I b 
Landgerichtsdirektoren, soweit A 14 A 15 I b 
nicht in A i b 

Oberlandesgerichtsräte A 14 A 15 I b 
Oberstaatsanwälte, soweit nicht in A 14 A 15 I b 
Alb 

A 2 c 1 

Erste Staatsanwälte A 13 A 14 RghfZ von 53 DM II 

Oberamtsrichter A 13 A 14 RghfZ von 53 DM II 

A 2 c 2 

Amtsgerichtsräte A 13 von der gilt nicht, wenn den Versorgungs- II 
9. DASt bezögen Diäten zugrunde lagen 
von A 13 
an: A 14 

Landgerichtsräte A 13 von der gilt nicht, wenn den Versorgungs- II 
9. DASt bezögen Diäten zugrunde lagen 
von A 13 
an: A 14 

Staatsanwälte A 13 von der gilt nicht, wenn den Versorgungs- II 
9. DASt bezögen Diäten zugrunde lagen 
von A 13 
an: A 14 

B 6  

Vizepräsident und Senatspräsiden- B 6 B 7 I a 
ten beim Reichsgericht 

Vizepräsident und Senatspräsiden- B 6 B 7 I a 
ten beim Reichsfinanzhof  
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Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 6. Ausschusses 

II. Lehrer, soweit der Versorgungsfall eingetreten ist 

a) bei Lehrern an öffentlichen Volks(Hilfs)-Schulen nach dem 31. März 1940 

b) bei anderen Lehrern nach dem 31. März 1941 

DASt = Dienstaltersstufe 

RghfZ = Ruhegehaltfähige Zulage 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung Abweichungen von der Regelüberleitung Orts- 

nach RBesG 
nach 

Anlage VII  
BBesG 

Besoldungs-
gruppe 

Sonstige Abweichungen 

zuschlag 
Tarif-
klasse 

A 2b 

Oberstudiendirektoren A 14 A 14 RghfZ von 53 DM II 

als Leiter von Höheren Schulen, 
soweit nicht in der Besoldungs- 
gruppe A 1 b 

als Leiter von Lehrerbildungsan- 
stalten, soweit nicht in der Be- 
soldungsgruppe A 1 b 

A2 c1 

Oberstudienräte A 13 A 14 II 

als ständige Vertreter der Leiter RghfZ 

von Lehrerbildungsanstalten von 68 DM 

an zweizügig ausgebauten Leh- 
rerbildungsanstalten, soweit 
nicht in der Besoldungsgruppe 
A 2b 

als Leiter der Studienseminare 
für das Lehramt an Höheren 
Schulen 

als Leiter von Schülerheimen mit 
mindestens 40 Schülern 

Oberstudienräte A 13 A 14 II 
an Höheren Schulen RghfZ 

von 68 DM 
als Leiter von Zubringeschulen 

als ständige Vertreter der Leiter 
von Vollschulen mit mindestens 
8 Klassen, mit Sonderaufgaben 
auf dem Gebiet der Schulaufsicht 

A2 c2 

Studienräte 2) A 13 *) A 13 RghfZ von 116 DM von der 9. DASt 

1 ) Die Grundgehaltssätze der Land- an (gilt nicht, wenn den Versor- II 

Wirtschaftsrätinnen und Studien- 
gungsbezügen Diäten zugrunde 

rätinnen werden um 10 v. H. ge- lagen) 

kürzt.  

*) Bei weiblichen Lehrkräften, deren Grundgehalt und Stellenzulagen bei 
Eintritt des Versorgungsfalles gekürzt waren, ist weiterhin von den um 
zehn vorn Hundert gekürzten Beträgen auszugehen. 
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Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung Abweichungen von der Regelüberleitung Orts- 

nach RBerG 
nach 

Anlage VII 
BBesG 

Besoldungs

-

gruppe  
Sonstige Abweichungen 

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

Studienrätinnen als Leiterinnen des A 13 A 13 RghfZ von 116 DM von der 9. DASt II 
hauswirtschaftlichen Unterrichts an (gilt nicht, wenn den Versor- 
an Oberschulen für Mädchen mit gungsbezügen Diäten zugrunde 
hauswirtschaftlicher Oberstufe lagen) 

A 3b 

Hauptschulrektoren als Leiter von A 11 A 12 
Hauptschulen mit mindestens 
8 Klassen 

Mittelschulrektoren als Leiter von A 11 A 12 II 

Mittelschulen mit mindestens 
8 Klassen 

II 

A 3c 

Hauptschulrektoren als Leiter von A 11 DASt A 11 RghfZ von 67 DM 

Hauptschulen mit 5 bis 7 Klassen 1 bis 12 

Mittelschulrektoren als Leiter von A 11 DASt A 11 RghfZ von 67 DM 

Mittelschulen mit 5 bis 7 Klassen 1 bis 12 II 

A 3d II 

Hauptschulkonrektoren an Haupt- A 11 DASt A 11 
schulen mit mindestens 8 Klassen 1 bis 10 

Hauptschulrektoren als Leiter von A 11 DASt A 11 
Hauptschulen mit bis zu 4 Klas- 1 bis 10 II 

sen 

Mittelschulkonrektoren an Mittel- A 11 DASt A 11 II 

schulen mit mindestens 8 Klassen 1 bis 10 

Mittelschulrektoren als Leiter von A 11 DASt A 11 
Mittelschulen mit bis zu 4 Klas- 1 bis 10 II 

sen 

II 
A4 a2 

Hauptschullehrer 1) A 10 *) A 10 

Mittelschullehrer 1 ) A  10  *) A 10 RghfZ von 50 DM, von der 6. DASt 
an 73 DM. Nach Durchlaufen der 

Oberlehrer bei den Justizvollzugs- A 10 A 10 8. DASt: A 11, beginnend mit der II 
anstalten 7. DASt 

II 
Oberschullehrer ') A 10 *) A 10 

II 

II 

1) Die Grundgehaltssätze der Lehre- 
rinnen werden um 10 v. H. gekürzt. 

*) Bei weiblichen Lehrkräften, deren Grundgehalt und Stellenzulagen bei 
Eintritt des Versorgungsfalles gekürzt waren, ist weiterhin von den um 
zehn vom Hundert gekürzten Beträgen auszugehen. 
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Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung Abweichungen von der Regelüberleitung Orts 

nach RBesG 
nach 

Anlage VII  
BBesG 

 

Besoldungs

-

gruppe 
 

Sonstige Abweichungen 

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

A4 b1 

Hauptlehrer 

als Leiter von Hilfsschulen mit A 10 A 11 II 
3 und 4 Schulstellen 

als Leiter von Volksschulen mit 
3 bis 6 Schulstellen (vom 1. 4. 
1940 bis 31. 3. 1942 A 4 b 2) 

A 10 A 10 RghfZ von 50 DM, von der 6. DASt 
an 73 DM, von der 12. DASt an 
102 DM 

II 

Rektoren als Leiter von Hilfs- 
schulen mit mindestens 5 Schul-
stellen 7 ) 

A 10 A 11 RghfZ von 67 DM II 

Rektoren als Leiter von Volks- 
schulen mit mindestens 7 Schul-
stellen 7 ) 

A 10 A 11  II 

7) Die Rektoren erhalten eine un- 
widerrufliche und ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 200 RM. 

A4 b2 
  

Hilfsschullehrer 2) (vom 1. 4. 1940 
bis 31. 3. 1942 A 4 c 2 und Zulage 
von 300 RM) 

A 10 *) 
DASt 
1 bis 12 

A 10 RghfZ von 50 DM, von der 6. DASt 
an 73 DM. Nach Durchlaufen der 

8. DASt: A 11, beginnend mit der 
7. DASt 

II 

Lehrer, die an die den Volks

-

schulen angegliederten Aufbau

-

züge zur dauernden Beschäfti

-

gung überwiesen sind (ab 1. 4. 
1941 weggefallen) 2 ) 

2) Die Grundgehaltssätze der Lehre

-
rinnen werden um 10 v. H. gekürzt. 

A 10 *) 
DASt 
1 bis 12 

A 10 RghfZ von 50 DM, von der 6. DASt 
an 73 DM, von der 12. DASt an 
102 DM 

II 

A4 c1 

Konrektoren an Volksschulen mit 
mindestens 14 Schulstellen 

A4 c2 

A 9 RghfZ 
von 36 DM 

A 10 RghfZ von 50 DM, von der 6. DASt 
an 73 DM, von der 12. DASt an 
102 DM 

II 

Lehrer an Volksschulen, soweit 
nicht in der Besoldungsgruppe 
A 4 b 2 8 ) 9 ) 

A 9 *) A 10 RghfZ von 50 DM von der 9. DASt 
an (gilt nicht, wenn den Versor

-

gungsbezügen Diäten zugrunde 
lagen). Alleinstehenden Lehrern 
und Ersten Lehrern an Volksschu-
len, die nach Fußnote 9 der Besol

-

dungsgruppe A4 c 2 RBesG 1927  
eine unwiderrufliche ruhegehalt

-

fähige Stellenzulage von 300 RM 
jährlich erhalten haben, wird 
außerdem eine RghfZ von 54 DM 
monatlich gewährt 

III 
ab 

9. DASt 
II 

8) Die Grundgehaltssätze der Lehre

-

rinnen und Jugendleiterinnen wer

-

den um 10 v. H. gekürzt. 
9) Alleinstehende Lehrer und die 

Ersten Lehrer an Volksschulen mit 
2 Schulstellen erhalten nach nähe

-

rer Bestimmung des Reichsministers 
der Finanzen und des Reichsmini

-

sters für Wissenschaft, Erziehung 
und Volksbildung . . . nach einer 
15 jährigen Dienstzeit als solche  
eine unwiderrufliche und ruhege

-

haltfähige Stellenzulage von 300 
RM.  

*) Bei weiblichen 
Eintritt dcs 
zehn vom 

Lehrkräften, 
Versorgungsfalles 

Hundert gekürzten 

deren Grundgehalt und Stellenzulagen bei  
gekürzt waren, ist weiterhin von den um  
Beträgen auszugehen. 
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Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 6. Ausschusses 

III. Polizeivollzugsbeamte, soweit der Versorgungsfall nach dem 31. März 1937 
eingetreten ist 

DASt = Dienstaltersstufe 

RghfZ = Ruhegehaltfähige Zulage 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung 

nach RBesG 
und Anlage D zum G 131 

nach 
Anlage VII 

BBesG 

Abweichungen 

Besoldungs

-

gruppe 

von der Regelüberleitung 

Sonstige Abweichungen 

Orts

-

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

A i c 

Obersten im Bundesgrenzschutz A 16 DASt 
1 bis 11 A 16 Ib 

Kapitäne im Bundesgrenzschutz A 16 DASt 
1 bis 11 A 16 Ib 

A 4f 

Leutnante der Schutzpolizei A 9 DASt 
1 bis 8 A 9 III 

Oberleutnante A 9 DASt 

der Schutzpolizei 1 bis 8 A 9 III 

der Gendarmerie 

Leutnante im Bundesgrenzschutz A 9 DASt 
1 bis 8 A 9 III 

Oberleutnante im Bundesgrenz- A 9 DASt 
schutz 1 bis 8 A 9 RghfZ von 54 DM III 

A 5b 

Bezirksleutnante der Gendarmerie 
(Gendarmerieobermeister) A 7 A 8 III 

Revierleutnante der Schutzpolizei 
(Polizeiobermeister) A 7 A 8 III 

A 7a 

Meister A 6 A 7 III 

der Schutzpolizei 

der Gendarmerie 

A 7c 

Hauptwachtmeister A 5 A 6 III 

der Schutzpolizei 

der Gendarmerie 

Kriminaloberassistenten A 5 A 6 III 
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Entwurf unter Berücksichtigung der Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Bisherige Besoldungsgruppe und Amtsbezeichnung 

nach RBesG 
und Anlage D zum G 131 

nach 
Anlage VII 

BBesG 

Besoldungs

-

gruppe 

Abweichungen von der Regelüberleitung  

Sonstige Abweichungen 

Orts

-

zuschlag 
Tarif

-

klasse 

A 8a 

Hauptmaate im Bundesgrenzschutz A 5 A 6 III 

Hauptwachtmeister A 5 A 6 III 

der Schutzpolizei 

der Gendarmerie 

Kriminaloberassistenten A 5 A 6 III 

A 9b 

Oberwachtmeister im Bundesgrenz- 
schutz — A 5 III 

Obermaate im Bundesgrenzschutz — A 5 III 

A 10 c  

Wachtmeister im Bundesgrenz- 
schutz — A 4 III 

Maate im Bundesgrenzschutz — A 4 III 

A 12 

Grenzoberjäger im Bundesgrenz- 
schutz — A 2 III 

Obermatrosen im Bundesgrenz- 
schutz — A 2 III 

Grenzjäger im Bundesgrenzschutz — A 1 III 

Matrosen im Bundesgrenzschutz — A 1 III 


